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Die preußiſche Kreisordnung. 


Wir theilen im Nachſtehenden den weſentlichſten Inhalt der 
preußiſchen Kreisordnung vom 13. December 1872 mit. 

Nach Vorſchrift der Kreisordnung bildet jeder Kreis einen 

Communalverband zur Selbſtverwaltung ſeiner Angelegenheiten mit 
den Rechten einer Corporation (§ 2). 
Städte mit wenigſtens 25000 Seelen ſind befugt, für ſich 
einen Kreisverband, Stadtkreis zu bilden (§ 4, 169). Im Uebrigen 
zerfallen die Kreiſe in Amtsbezirke, 
Amtsbezirke. Die Amtsbezirke beſtehen aus einer oder mehreren Land⸗ 
gemeinden, oder aus einem oder mehreren Gutsbezirken, reſp. aus 
Landgemeinden und Gutsbezirken. An der Spitze der Verwaltung des 
Kreiſes ſteht der Landrath, an der Spitze der Verwaltung des Amts 
bezirkes der Amtsvorſteher, an der Spitze der Verwaltung der Ge⸗ 
meinde der Gemeindevorſteher. Für den Bereich eines ſelbſtſtändigen 
Gutbezirks führt der Gutsvorſteher die dem Gemeindevorſteher ob⸗ 
liegende Verwaltung (§ 21). 

Der Gemeindevorſteher iſt die Obrigkeit des Gemeindebezirks, 
155 — ßſofern er nicht ſelbſt Amtsvorſteher ift — das Organ des 
eueren für die Polizeiverwaltung (§ 29). Für den Bereich eines 
Kun fkänbigen Gutsbezirks iſt der Befiger des Guts zu den Pflichten 
ihres Geungen verbunden, welche den Gemeinden für den Bereich 

31). meindebezirkes im 

Die Polizei wird in . zi eübt. Die guts⸗ 
e Polizeigewalt iſt een, 8 195 1 j 

„Die Organe der Amtsverwaltung in den Amtsbezirken find 
der Amtsvorſteher und der Amtsausſchuß, welcher aus Vertretern 


ſämmtlicher zum Amtsbezirk höri inde⸗ elbſtſtändigen 
Gute Gebilde WER gehörigen Gemeinde- umd felbititändig 
und Gutsbezirken gemeinſam i 2 z 

weg | en Angelegenheiten ftehen dem Amtsver⸗ 
bande die Rechte einer Corporation © 6 55). 2 


beziehungsweiſe in Stadt⸗ und verbandes aus, 


öffentlichen Intereſſe geſetzlich obliegen 


50—51). Für die den Gemeinde: | 


Der Amtsvorſteher verwaltet die Polizei, ſoweit fie nicht durch 
beſondere Geſetze dem Landrath oder anderen Beamten übertragen iſt 
und die ſonſtigen öffentlichen Angelegenheiten des Amts nach Vor— 
ſchrift des Geſetzes ($ 59). Der Landrath wird vom König ernannt; 
die Kreisverſammlung iſt jedoch befugt, für die Beſetzung eines er- 
ledigten Landrathsamtes aus der Zahl der Grundbeſitzer und der 
Amtsvorſteher des Kreiſes geeignete Perſonen vorzuſchlagen (§ 74). 
Der Landrath führt als Organ der Staatsregierung die Geſchäfte 
der allgemeinen Landesverwaltung im Kreiſe und leitet als Vorſitzender 
des Kreistages und des Kreisausſchuſſes die Comunalverwaltung des 
Kreiſes; er hat die geſammte Polizeiverwaltung im Kreiſe und in deſſen 
einzelnen Amtsbezirken, Gemeinden und Gutsbezirken zu übernehmen; 
er iſt befugt, unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes für mehrere 
Amtsbezirke oder für den ganzen Umfang des Kreiſes giltige Polizei⸗ 
vorſchriften zu erlaſſen (§§ 76— 78). 

Die Kreisverſammlung (der Kreistag) beſteht in Kreiſen bis 
25.000 Einwohner aus 25 Mitgliedern, in Kreiſen von 25— 
100.000 Einwohnern tritt für je 5000 und in Kreiſen von mehr 
als 100.000 Einwohnern für je weitere 10.000 je ein Vertreter 
hinzu. Zum Zwecke der Wahl der Kreistags⸗Abgeordneten werden 3 
Wahlverbände gebildet: der Wahlverband der größeren ländlichen 
Grundbeſitzer, derjenige der Laudgemeinden und der der Städte 
($$ 84 85). 

Die Kreistags⸗Abgeordneten werden auf 6 Jahre 


gewählt; 
alle 3 Jahre ſcheidet die Hälfte der 


Abgeordneten eines jeden Wahl: 
und wird durch neue erſetzt. Die Ausſcheidenden 
können wieder gewählt werden (§ 107). 

| Der Kreistag iſt berufen, den Kreiscommunalverband zu ver⸗ 
treten. über die Kreisangelegenheiten nach Vorſchrift des Geſetzes, 
ſowie über diejenigen Gegenſtände zu berathen und zu beſchließen, 
welche ihm durch Geſetze oder Verordnungen überwieſen ſind oder 
in Zukunft durch Geſetz überwieſen werden ($ 115). 

Die Sitzungen des Kreistages ſind öffentlich (§ 120). Der In⸗ 
halt der Kreistagsbeſchlüſſe iſt, ſofern der Kreistag nicht im einzelnen 
Falle anders beſchließt, in einer vom Kreistag zu beſtimmenden Weiſe 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen (§ 125). Ueber alle Einnahmen 
und Ausgaben, welche ſich im Voraus beſtimmen laſſen, entwirft der 
Kreisausſchuß jährlich einen Haushaltsetat, welcher von dem Kreistag 
feſtgeſtellt und veröffentlicht wird; bei Vorlage dieſes Etat hat der 
Kreisausſchuß dem Kreistag über die Verwaltung und den Stand der 
Kreis⸗Communalangelegenheiten Bericht zu erſtatten (§ 127). 

Zum Zwecke der Verwaltung der Angelegenheiten des Kreiſes 
und der Wahrnehmung von Geſchäften der allgemeinen Landesverwal⸗ 
tung wird ein Kreisausſchuß beſtellt; er beſteht aus dem Landrathe 
und ſechs Mitgliedern, welche von der Kreisverſammlung aus der Zahl 
der Kreisangehörigen gewählt werden ($ 130 — 131) 


Die Wahl der Ausſchußmitglieder erfolgt auf ſechs Jahre, alle 
zwei Jahre ſcheidet ein Drittheil der Mitglieder aus; die Ausgeſchie⸗ 
denen können wiedergewählt werden (§ 133). 


Der Kreisausſchuß hat die Beſchlüſſe des Kreistags vorzubereiten 
und auszuführen, die Kreisangelegenheiten nach Maßgabe der Geſetze und 
der Kreistagsbeſchlüſſe, ſowie des vom Kreistag feſtzuſtellenden Kreishaus— 
haltsetats zu verwalten; die Beamten des Kreiſes zu ernennen, deren 
Geſchäftsfüͤhrung zu leiten und zu beaufſichtigen; fein Gutachten 
über alle Angelegenheiten abzugeben, welche ihm von den Staats⸗ 
behörden überwieſen werden; die ihm durch dieſes Geſetz übertragenen, 
reſp. noch weiterhin geſetzlich zu übertragenden Geſchäfte der allge— 
meinen Landesverwaltung zu führen (§ 134). 

Der Landrath leitet und beaufſichtigt den Geſchäftsgang des 
Ausſchuſſes, beruft denſelben und führt den Vorſitz mit vollem 
Stimmrecht, er führt die laufenden Geſchäfte der dem Ausſchuß über— 
tragenen Verwaltung, bereitet die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes vor und 
beſorgt die Ausführung derſelben; er vertritt den Kreisausſchuß nach 
außen ꝛc. ($$ 136 - 37). 

Für das Verfahren in ſtreitigen Verwaltungsſachen gelten die 
Vorſchriften der SH 141—49. Der Kreisausſchuß hat nach feiner 
freien, aus dem ganzen Inbegriff der Verhandlungen und Beweiſe 
geſchöpften Ueberzeugung zu beſchließen, er darf bei feiner Entichei- 
dung nicht über den vor ihn gebrachten Gegenſtand und nicht über 
den Kreis der in der Verhandlung vertretenen Parteien hinausgehen. 

Gegen die Entſcheidungen des Kreisausſchuſſes ſteht, ſoweit 
dieſelben nicht endgiltige ſind, den Betheiligten und aus Gründen 


ſcriptionspatentes vom 25. October 1804 das Heimatrecht dort ges 
geben habe, welches Recht noch durch den Heimatſchein conſtatirt 
worden ſei. Letzterer war bis 25. Mai 1855 giltig. Von dieſem 
Datum aber bis zur Activirung des neuen Heimatgeſetzes vom 24. 
April 1859 war kein Quatriennium abgelaufen, daher die Erſitzung 
der Zuſtändigkeit in der Gemeinde Sch. nicht eingetreten und jene in 
W. in Kraft geblieben ſei.“ 

Im Recurswege erkannte die Statthalterei G. unterm 21. 
Jänner 1874, 3. 750, auf Grund des § 12, b des H. G. vom 
Jahre 1849 die Eliſe H. nach Sch. zuſtändig, „weil der mangelhaft 
ausgeſtellte Heimatſchein die Erſitzung der Zuſtändigkeit nicht unter— 
brechen könne.“ 

Dem Miniſterialrecurſe der Gemeinde Sch. wurde unterm 
21. März 1874, Z. 3671 Folge gegeben und die Entſcheidung der 
erſten Inſtanz in Kraft geſetzt. 


II. 


Für Maria S. find Verpflegskoſten zu berichtigen. Ihre Zu⸗ 
ſtändigkeit iſt fraglich. Sie lebt mit ihrem Gatten Frauz S. und 


kommt deſſen Zuſtändigkeit zu erweiſen. 


Franz S. iſt 1836 in W. geboren, wohin ſein Vater zuſtän⸗ 
dig iſt und wo auch Franz S. bis 1847 lebte. Letzterer hat nir⸗ 
gends quatriennirt. Das Bezirksamt M. ertheilte dem Franz S. die 


des öffentlichen Intereſſes dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes das 
Recht der Berufung zu — über die Berufung entſcheidet das Ver⸗ 
waltungsgericht mit Ausnahme der in § 135 genannten Angelegen⸗ 
heiten, welche der Entſcheidung der Bezirksregierung unterliegen 
($$ 155—56). 

In den Kreiſen, welche nur aus einer Stadt beſtehen (Stadt⸗ 
freite), werden die Geſchäfte des Kreistags und des Kreisausſchuſſes, 
ſoweit ſich die letzteren auf die Verwaltung der Kreis-Communal⸗ 
angelegenheiten beziehen, von den ſtädtiſchen Behörden nach den Vor- 
ſchriften der Städteordnung wahrgenommen — die Wahrnehmung 
der Geſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung verbleibt in den Stadt⸗ 
kreiſen bis zum Erlaß des Geſetzes über die Reorganiſation der in⸗ 
neren Verwaltung den bisher zuſtändigen Behörden ($$ 169 - 170). 

Die Aufſicht des Staates über die Kreis-Communalangelegen⸗ 
heiten wird, ſoweit nicht ein Anderes ausdrücklich beſtimmt iſt, von 
der Bezirksregierung, in den höheren Inſtanzen von dem Oberpräſi— 
denten und dem Miniſter des Junern geübt. Auf den Antrag des 
Staatsminiſteriums kann ein Kreistag durch königliche Verordnung 
aufgelöst werden; es ſind ſodann Neuwahlen innerhalb ſechs Monaten 
zu vollziehen (§§ 177 ff.) 

Für jeden Regierungsbezirk wird ein Verwaltungsgericht gebildet, 
welchem gleichzeitig die von den Deputationen für das Heimatweſen 
auszuübenden Befugniſſe übertragen werden. Die mündliche Verhandlung 


ſewie die Verkündigung der Entſcheidung erfolgen in öffentlicher Sitzung 
Gegen die Entſcheidung des Verwaltungs- 


des Verwaltungsgerichts. 
gerichtes iſt ein weiteres Rechtsmittel nicht zuläſſig (SS 187 ff.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der Giltigkeit formell mangelhafter Heimatsdocumente “). 


I. 

Anläßlich der Verſorgung der Eliſe H. kam deren Zuſtändigkeit 
zur Sprache. Sie iſt die Witwe nach Georg H., welcher 1775 in 
der Gemeinde W. geboren iſt, dort bis 1841 Grundbeſitz hatte, heiratete 
und bis 1847 verblieb. In dieſem Jahre zog er in die Gemeinde 
Sch. wo er mit ſeiner Frau bis zu ſeinem Tode 1856, die Witwe 
auch ſpäterhin ununterbrochen ſich aufhielt. Im Jahre 1851 erhielt 
Georg H. einen Heimatſchein von der Gemeinde W., datirt vom 
25. Mai 1851, giltig für 4 Jahre, jedoch nur vom Gemeindevorſteher 
unterſchrieben. 

Die Bezirksbauptmannſchaft G. erkannte am 21. December 1873 
Z. 11.440, Eliſe H. ſei nach W. zuſtändig, „weil das Beſitzthum in 
W. dem Georg H., ſomit auch feiner Gattin nach § 26 des Con⸗ 


5 


M. vergl. die Mittheilung in Nr. 14 S. 55 d. Jahrganges 1873 dieſer 
Zeitſchrift. 


Heiratsbewilligung unterm 17. Mai 1857, 3. 155, „auf Grund 
der Erklärung der Gemeinde Unter-T.“ — Dieſelbe Ge- 
meinde Unter⸗T. ſtellte dem Franz S. am 28. März 1859 „auf 
Grund der im Jahre 1857 erfolgten Heimataufnahme“ 
ein Heimatscertificat aus, worauf ihm das Bezirksamt M. den Het: 
matſchein für Unter⸗T. am 25. Juni 1863, Z. 7650 ausſtellte. Das 
Gemeindecertiſicat vom Jahre 1859 iſt nur vom Gemeinde— 
ſchreiber R. „im Namen des Gemein devorſtehers“ gefer- 
tigt. Die Gemeinde Unter-T., im Jahre 1865 zu einem Verpflegs⸗ 
koſtenerſatze für Franz S. aufgefordert, erklärte am 28. Juni 1865, 
die Heimatgemeinde ſei nur dann zum Erſatze verpflichtet, wenn die 
Verwandten nicht zahlungsfähig wären, was aber vorliegend nicht der 
Fall ſei Dieſe letztere Erklärung iſt vom Gemeindevorſteher ſelbſt 
gefertigt. Erhebungen haben ergeben, daß der Gemeindeſchreiber R. 
viele ſolche Documente eigenmächtig ausgeſtellt, gefertigt und geſie⸗ 
gelt hat, daß aber eine ausdrückliche Aufnahme des Franz S. in den 
Heimatverband der Gemeinde Unter-T. weder im Jahre 1857, wie 
behauptet, noch ſonſt ſtattgefunden hat. 

Die Bezirkshauptmannſchaft M. erkannte am 29. Juni 1870, 
3. 4772, daß Maria S. nach Unter⸗T. zuftändig ſei, „denn, wenn 
auch die Giltigkeit des Heimatſcheines bezweifelt werden könnte, fo ſei 
doch die Zuſtändigkeit nach Unter⸗-T. durch die vom Gemeindevor— 
ſteher gefertigte Erklärung vom 28. Juni 1865 erwieſen“. 

Die Statthalterei gab dem Recurſe unterm 3. Jänner 1874, 
3. 13.994 Folge und erkannte die Maria S. nach W. zuftändig, 
„weil der Nachweis einer ausdrücklichen Aufnahme nach Unter-T. 
nicht geführt ſei, und Franz S. zur Zeit der Ausſtellung des Heimats— 
ſcheines für Unter⸗T. thatſächlich in der Gemeinde W. zuſtändig war, 
wo ſein Vater das Heimatrecht genoß als Grundbeſitzer von 1829 
bis 1866“. 

Das Miniſterium des Innern beſtätigte das Erkenntniß der 
zweiten Inſtanz am 21. März 1874, 3. 3670. Vase 


Auch proviforiſche Staatsbeamte haben den ftändigen Aufenthalt 
in der Gemeinde ihres Amtsſitzes und können aus dieſem Grunde 
das Heimatrecht dort erwerben. 


Kal H. war Prakticant der Finanzprocuratur G. in Steier⸗ 
mark und wurde mit Erlaß des Finanzminiſteriums vom 20. No— 
vember 1853, 3, 19.166 als proviſoriſcher Finanzprocuratursadjunct 
der Expoſitur K. in Kärnten zur Dienſtleiſtung zugewieſen. Dort 
blieb er bis zu ſeiner Verſetzung in den zeitlichen Ruheſtand 1856. 

Die Gemeinde G. verweigerte die Anerkennung der Zuſtän⸗ 
digkeit, weil das Statut für die Gemeinde K. vom 9. Juni 1850 
nicht die definitive Anftellung, ſondern den ſtändigen Aufentbalt zur 
Begründung der Zuſtändigkeit verlange. Die Gemeinde K. aber 
wollte einen ſtändigen Aufenthalt nur bei definitiver Anſtellung an⸗ 
erkennen. 


| 


Da die beiden Landesregierungen den Anſchauungen der ihnen 
untergebenen Unterbehörden beitraten, ſo hat das Miniſterium des 
Innern, gemäß § 40 H. G. v. J. 1863 zur Entſcheidung berufen, 
den ſtändigen Aufenthalt im Amtsſitze der wenngleich proviſoriſchen 
Anſtellung, in welcher H. durch 2 ½ Jahre in K. verblieb, aner⸗ 
kannt und daher unterm 30. März 1874, 3. 4245 für die Zu: 
ſtändigkeit des Karl H. in K. entſchieden. Va N 


Bei der Beſtimmung eines Holzbringungsweges über fremde Gründe 
(2 des Forſtgeſetzes) konnen bereits beſtehende Transport-, 
z. B. Holzwege, hereinbezogen werden. 

Theodor B. ſchloß mit dem Waldeigenthümer Eduard T. einen 
Abſtockungsvertrag. Inhaltlich dieſes Vertrages erkaufte ſich Theodor 
B. das Recht, innerhalb einer beſtimmten Friſt 200 Joch des Eduard 
Teſchen Waldes abzutreiben, gleichzeitig das geſchlägerte Holz mittelſt 
einer Holzbahn über die Teſchen Gründe zu einer, zwar von Theo⸗ 
9 B erbauten, aber auf Tſchem Grund und Boden ſtehenden 
Bretterſäge zu transportiren. Theodor B. kaufte ſodann auch Holz 
aus einem an den Eduard Tſchen Wald anſtoßenden, einem Dritten 
gebörigen Forſt und begann das hier gewonnene Holz in derſelben 
Weiſe zu bringen, wie das Holz aus dem T.ſchen Walde. Dem 
widerſetzte ſich Eduard T. Hierauf erbat Theodor B. die Interven⸗ 
tion der politiſchen Bezirksbehörde, welche ihrerſeits eine Verhandlung 
an Oxt und Stelle anberaumte und pflog. Bei dieſer Commiſſion 
gab Theodor B. die Erklärung ab, daß er ſich nicht der durch ſeinen 
Wald zu geſchehenden Holzbringung an ſich, ſondern der damit verbun- 
denen Ablagerung und Verarbeitung des Holzes auf der Bretterſäge 
widerſetze. Wolle Theodor B. das Zweiterwähnte gleichfalls, ſo würde 
8 es im Civflrechtswege auf Grund einer günſtigen Interpretation 
des Abſtockungsvertrages erkämpfen müſſen. Auf der anderen Seite 
außerte ſich Theodor B. dahin, daß es ſich in concreto lediglich um 
die Anwendung des § 24 des Forſtgeſetzes („Bringung der Wald⸗ 
producte“) bandle. Endlich deponirten von der Bezirksbehörde befragte 
Sachverſtändige, daß die von Theodor B. zum Abſtocken erkauften 200 
Joch Waldhölzer die Bretterſäge, welche demſelben auf zehn Jahre 
zuſtebe, nur drei Jahie ſpeiſen könnten, daher von Theodor B. auch 
anderweitig Holz gekauft werden müſſe. Weiters gaben die Sach⸗ 
verſtändigen an, daß Theodor B. das anderweitig acquirirte in Frage 
ſtehende Holz entweder, wie es geſchehe, bringen, oder, um damit zur 
Bretterſäge zu gelangen, einen Umweg von zwei Meilen machen müffen. 
Letzteres würde eine unverhältnißmäßige erorbitante Vertheuerung 
des Holzes zur Folge haben. 

Die Bezirkshauptmannſchaft entſchied, daß ſie ſich mit Hin⸗ 
hin au, § 24 des Forſtgeſetzes als competent in der Sache anſehe, 
2 es ſich dem Kern der Frage nach um die Bringung und Förder 
kung von geſchlägertem Holz über fremden Waldgrund handle und 
die privatrechtliche Frage wegen der Benützung der Bretterſäge un- 
weſentlich Sei, In merito erklärte die Bezirkshauptm annſchaft es für 
nothwendig, daß ein 90 Klafter langer und 10 Klafter breiter Weg 
über die Waldgründe des Eduard T. geführt werde, und zwar von 
der Grenze bis zur Holzbahn. Dieſe ſelbſt müſſe dann bis zum Punkte 
der Bretterſäge benützt werden. Endlich wurde dem Eduard T. für 
die Duldung alles dieſes eine Entſchädigung per 68 fl. 40 kr. zuer⸗ 
kannt. — Eduard T brachte gegen dieſe Entſcheidung den Recurs 
ein und dedueirte, daß die Holzbahn dem Theodor B. durch einen 
Privatvertrag und lediglich zu dem Zwecke zugeſtanden ſei, um das— 
jenige Holz zu bringen, was in ſeinem, des Eduard T., Walde abge⸗ 
fort worden. Holz,, das aus anderen Wäldern herrühre, dürfe die 
Folsbahn ohne ſeine Einwilligung, die er jedoch nicht gebe, nicht paſ— 
I Außerdem greift Recurrent die Richtigkeit und Zweckmäßigkeit 
halte Juſtanz angewieſenen Bringungsweges an. Die Statt⸗ 
zander ME Galizien, in welchem Kronlande nämlich dieſer Fall ſpielt, 
fand, daß der eigentliche Streitpunkt in der angeſprochenen und vers 
weigerten Beni ung der Holzbahn liege, denn dieſe bilde den vor- 
nehmſten Theil des Bringungsweges, und ohne jene könne und wolle 
Theodor B. gar nicht bringen. Da aber die Errichtung der Holz— 
bahn und die Zuläſſigkeit ihrer Benützung durch einen Vertrag des 
Privatrechtes geregelt feien und darin wurzeln, fo könne über die bes 
ſtrittene Auslegung desſelben nicht die politiſche Behörde, ſondern es 
müſſe das Gericht entſcheiden. Nunmehr recurrirte Theodor B. 
und bat um die Reactivirung der erſten Entſcheidung. 


— 


Das k. k. Ackerbauminiſterium gab unterm 29. December 1873, 
Z. 11.906, der Recursbitte des Theodor B. Folge, fügte jedoch bei, 
daß die Bezirksbehörde nach Maßgabe des § 24 des Forſtgeſetzes noch 
eine „beſondere“ Entſchädigung wegen Benützung der Holzbahn feſt⸗ 
zuſetzen habe. 

Das Ackerbauminiſterium ließ ſich bei der Reactivirung der 
erſten Entſcheidung von der Erwägung leiten, daß jeder Grundeigen⸗ 
thümer gehalten ſei, Waldproducte, welche anders gar nicht oder nur 
mit unverhältnißmäßigen Koſten aus dem Walde geſchafft und weiter 
gefördert werden können, über ſeine Gründe bringen zu laſſen. Nun 
aber habe die politiſche Behörde, welche über die Nothwendigkeit der 
Bringung des Holzes entſcheide, den Bringungsweg, die Linie, genau 
und deutlich zu bezeichnen. Es liege hiebei kein Anſtand vor, in die 
Linie bereits beſtehende Holzwege und Holzbahnen aufzunehmen, wenn 
dies nöthig oder angezeigt erſcheine. Es böten diesfalls die Triftun⸗ 
gen ein Analogon. Bei Bewilligung dieſer ziehe die Behörde ſogar 
Kunſtſtraßen Dritter in die Linie — vorausgeſetzt hier wie dort 
die Entſchädigung. Der Privatvertrag zwiſchen den beiden in Streit 
befangenen Theilen ſei irrelevant, da der concrete Fall lediglich durch 
das öffentliche Recht, das Forſtgeſetz, beberrſcht werde. Die erſte In— 
ſtanz ſei daher richtig vorgegangen. E—e. 


Titerariſche Anzeigen. 


Die im Verlage von J. G. Manz erſchienene dritte Auflage der in dieſer 
Zeitſchrift (Jahrg. 1872, Nr. 41) angezeigten Monographie: Der Kampf ums 
Recht von Dr. Rudolf v. Ihering iſt eine weſentlich vermehrte und ver⸗ 
beſſerte. Der gelehrte Verfaſſer, welcher einen aus Voreingenommenheit für alte 
Theoreme entſprungenen, mit perſönlichen Anſpielungen kämpfenden Angriff eines 
Wiener Kritikers ſehr kurz abfertigte, hat unſere objective Beſprechung und die in 
derſelben enthaltene Einwendung einer ſpeciellen Erwiederung und eines Wider⸗ 
legungsverſuches gewürdigt. 

Wir ſind nach wie vor der Meinung, daß Ihering wirklich eine bisher zu wenig 
gewürdigte Seite des Rechtslebens in origineller Weife beleuchtet hat, empfehlen 
wiederholt die geiſtreiche, für Juriſten und Laien in tereſſante Abhandlung Iherings 
unſeren Leſern, bleiben aber bei unſeren Bedenken gegen die Generaliſirung des aus den 
Ausführungen Iherings hervorleuchtenden Kampfgebotes, weil wir der unmaßgeb⸗ 
lichen Anſicht find, daß in der Regel nichts fo wenig einer tbeoretiſchen Aneiferung 
bedürfe als das individuelle Jutereſſe und deſſen rückſichtsloſe Bethätigung. 


Die aus der bewährten Feder des Herrn Dr. L. Adler ſtammende, im Ver» 
lage von J. G. Manz in Wien unter dem Titel: „Die Pflichten und Rechte 
der Geſchwornen Oeſterreichs nach der neuen Strafproceßordnung“ 
erſchienene populäre Darlegung der in der Strafproceßordnung vom 28. Mai 1873 
verkörperten Grundideen und insbeſondere der wichtigen Function der Geſchwornen, 
zeichnet ſich durch eine ſchwungvolle Diction, durch die Höhe des eingenommenen 
ſtaatsrechtlichen und ſittlichen Standpunktes, endlich durch eine vollkommen richtige, 
beſonders klare und für Laien faßliche Darlegungsmethode vor allen anderen 
ähnlichen bisher über die Jury erſchienenen populären Schriften aus. Wir müffen 
den politiſchen Beamten, welche mit der Bevölkerung in unmittelbarem Contacte 
ſind und welche die Verallgemeinerung einer richtigen Auffaſſung der Jury und die 
richtige Populariſirung der Ideen unſerer Geſetzgebungsreform in weitere Bevöl⸗ 
kerungskreiſe zu befordern ſich berufen fühlen, die Protegirung und Propagirung des 
angezeigten, mit einem Anhange von bezüglichen Geſetzesnormen verſehenen, wobl⸗ 
feilen und ſchön ausgeſtatteten Büchleins auf das Wärmſte empfehlen. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 5. Februar 1874, 3. 1817, in Betreff der 
kategoriemäßigen Gehaltsbehandlung jener Beamten, denen eine höhere Diüten- 
tlaſſe proviſoriſcher Dienſtſtellung deeretmäßig vorbehalten worden war. 


Ich beehre mich Euer die Abſchrift eines Erlaſſes zur gefälligen 
Kenntnißnahme und Richtſchnur in vorkommenden ähnlichen Fällen mitzutheilen, 
welchen das k. k. Finanzminiſterium wegen Anwendung der Beſtimmungen des Be⸗ 
amtengeſetzes auf jene ehemaligen proviſoriſchen Buchhaltungsbeamten, welche 
auf definitive Dienſtpoſten in einer geringeren Diätenclaſſe untergebracht, 
welchen aber die höhere Diätenclaſſe decretmaßig vorbehalten wurde, an die Prä⸗ 
ſidien ſämmtlicher Finanz⸗Landes⸗Behörden gerichtet hat. 


Abſchrift eines Erlaſſes des k. k. Finanz Miniſteriums duo. 
25. Jänner 1874, 3.22.972/1631 an die Präſidien ſämmtlicher Finanz⸗ 
Lan des⸗ Behörden. 


Bei Durchführung der mit a. h. Entſchließung vom 26. Mai 1864 geneh⸗ 
migten Gehaltsregulirung hat die beſtandene oberſte Rechnungs-⸗Controlsbehörde 
allen jenen Buchhaltungs⸗ Beamten, welche ſich damals auf proviſoriſchen 
Dienſtpoſten in der IX. oder X. Diätenclaſſe (als Officiale und Ingroſſiſten) be⸗ 
fanden, jedoch nur auf definitive Officialspoſten II. oder III. Claſſe (in der X. 
und XI. Diätenclaſſe) untergebracht worden ſind, die frühere höhere Diätenclaſſe mit 
Decret ausdrücklich vorbehalten. 

Da über die Bedeutung und Tragweite dieſes Vorbehaltes aus Anlaß der 
Durchführung des Beamtengeſetzes Zweifel entſtanden und mehrfache Reclamationen 
von den Betheiligten eingelangt find, ſo wird das k. k.. ... beauftragt, ſich in derlei 
Fällen gegenwärtig zu halten, daß es ſich hiebei um objective Proviforien handelt, 
welche den betreffenden Beamten um ſo weniger zum Nachtheil gereichen dürfen, als 
denſelben die frühere höhere Diätenclaſſe ausdrücklich vorbehalten worden iſt. Inſo⸗ 
ferne daher noch weitere Reclamationen in dieſer Richtung erhoben werden ſollten, 
ſind den Betheiligten, unter Anwendung des § 3 der Uebergangsbeſtimmungen des 
Geſetzes vom 15. April 1873 und des Art. VII lit. e der Vollzugsvorſchrift die Be⸗ 
züge der höheren Rangsclaſſe nachträglich ordnungemäßig flüſſig zu machen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 27. Februar 1874, 3. 1702 in Betreff des 

von Seite italieniſcher Staatsaugehörigen behufs Eingehung einer Ehe in Defter- 

reich beizubringenden Zeugniſſes über die perſönliche Fähigkeit zur Schließung 
einer Ehe. 


Ausländer, welche in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern ſich verehelichen wollen, haben ſich in Gemäßheit der beſtehenden Geſetze bei 
den zur Entgegennahme der feierlichen Erklärung der Einwilligung zur Ehe ge- 
ſetzlich berufenen Functionären über die perſönliche Fähigkeit, nach den Geſetzen ihres 
Landes eine giltige Ehe zu ſchließen, auszuweiſen. 

Verhandlungen, welche mit der k. italieniſchen Regierung über die Frage ge⸗ 
pflogen wurden, wer zur Ausſtellung ſolcher Zeuguiſſe für Ehewerber italieniſcher 
Staatsangehorigkeit geſetzlich berufen ſei, führten zu dem Ergebniß, daß hiezu aus⸗ 
ſchließlich die Civilſtandsbeamten berechtigt und auch verpflichtet erſcheinen. 

Als Civilſtandsbeamten find nach dem k. Decrete vom 15. November 1865 
über die Regelung des Civilſtandes die Bürgermeiſter und deren Stellvertreter oder 
Delegirte anzuſehen. Eine Delegirung unterliegt der Beftätigung des k. Pro⸗ 
curators. 

Die k. ital. Conſulate ſind in Oeſterreich zur Ausſtellung von derlei Zeugniſſen 
nicht befugt. 

Laut einer im diplomatiſchen Wege anher mitgetheilten Circular⸗Verordnung 
des k. italieniſchen Zuftiz- und Cultus⸗Miniſteriums ddo. 10. Juli 1873 erhielten 
die Civilſtandsbeamten diesfalls die entſprechende Weiſung. 

Euer werden eingeladen den Functionären, die nach § 75 a. b. G. B. 
und nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47 hier⸗ 
lands die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe entgegen zu nehmen be⸗ 
rufen find, hievon zur Wiſſenſchaft und Darnachachtung die geeignete Mittheilung 
zu machen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 30. März 1874, 3. 4916, mit Mittheilung 
der finanzminiſteriellen Verordnung in Betreff des Aufalls und der Auszahlung der 
Verſorgungsgenüſſe an Staatsbedienſtete ꝛc. vom zweiten Tage jeden Monats an. 


Ich beehre mich, im Anſchluſſe Euer .. . zur gefälligen Kenntnißnahme 
und geeigneten weiteren Veranlaſſung eine Abſchrift der Verordnung zu übermitteln, 
welche das k. k. Finanzminiſterium auf Grund der mit der A. h. Entſchließung vom 
18. März 1874 allergnädigſt geſtatteten Auszahlung der Verſorgungsgebühren an 
Staatsbedienſtete und deren Angehörige vom zweiten Tage jedes Monates, an die 
Finanzbehörde erlaſſen hat. 


Verordnung des Finanzminiſteriums wegen Auszahlung der 

Verſorgungsgebühren an Staatsbedienſtete und deren Angehörige 

am zweiten Tage jedes Ronates ddo. Wien, 26. März 1874, Zahl 
1506/ F. M. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit A. h. Entſchlie ßung vom 
18. März 1874 allergnädigſt zu geſtatten geruht, daß jene Verſorgungsgenüſſe welche 
unter dem Titel: Quiescentengehalte, Penſionen, Proviſionen, Gnadengaben und 
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Erziehungsbeiträge für Rechnung des Penſionsetats der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder erfolgt werden und welche bisher am 25. jeden Monats für 
den laufenden Monat fällig waren, künftighin mit dem 2. jeden Monats als ange— 
fallen betrachtet und an die Bezugsberechtigten erfolgt werden. 

Es iſt ſomit in jenen Fällen, wo das Bezugsrecht eines Verſorgungsgenuſſes 
am zweiten oder einem ſpäteren Tage eines Monates erliſcht, die Monatsrate mit 
dem vollen Betrage an den Bezugsberechtigten oder deſſen rechtmäßigen Erben auszu⸗ 
zahlen. Eine Ausnahme hat nur dann ſtattzufinden, wenn bereits mit der Anweiſung 
ein beſtimmter Tag des Erlöſchens bezeichnet wurde, wie dieſes z. B. bei Erziehungs— 
beiträgen oder Guadengaben der Fall iſt. Die Ermittlung der Gebühr hat in dem 
letzteren Falle nur die Quote vom 1. Tage des Monates bis zu dem beſtimmten Ter: 
mine zu umfaſſen. 

Dieſe Allerhöchſt gewährte Begünſtigung hat ſelbſtverſtändlich auch auf jene 
Verſorgungsgenüſſe Bezug, welche aus vom Staate verwalteten Fonden der dies ſei— 
tigen Reichshälfte beſtritten werden. Dagegen iſt dieſelbe auf die Verſorgungsgenüſſe, 
zu welchen die königl. ungariſchen Länder beitragen, derzeit nicht auszudehnen. 

Alle übrigen auf die Liquidirung und Auszahlung von Verſorgungsgenüſſen 
Bezug nehmenden Vorſchriften und Bedingungen bleiben durch die vorſtehende Ver— 
fügung, welche mit dem Monate April 1874 in Wirkſamkeit zu treten hat, unberührt. 


Erlaß des Miniſters des Innern v. 21. April 1874, J. 6061, in Betreff des Aufalls 
und der Auszahlung der reichsgemeinſchaftlichen Verſorgungsgenüſſe, dann der Ver— 
ſorgungsgenüſſe der Beamten der Cabinetskauzlei vom 2. Tage jeden Monats an. 


Mit Bezug auf meinen Erlaß vom 30. März l. J., Z. 4916 beehre ich mich 
Euer Excellenz zu eröffnen, daß nach der weiteren Mittheilung des k. k. Finanzmini⸗ 
fteriums vom 17. April 1874, Z. 1882/F. M. von Seite der königlich-ungariſchen 
Finanz⸗Verwaltung zugeſtimmt wurde, die gemeinſchaftlichen Verſorgungsgenüſſe, 
zu denen Ungarn 23% beiträgt, dann die Verſorgungsgenüſſe der Beamten der Ca— 
binetskanzlei Allerhöchſt Seiner[Majeſtät und deren Witwen und Waiſen am Zweiten 
jedes Monats als angefallen zu betrachten und an die Bezugsberechtigten erfolgen 
zu laſſen. 


Perſonalieu. 

Se ene Majeſtät haben den Univerſitätsbibliothekar in Innsbruck Dr. Fried⸗ 
rich Leithe zum Univerſitätsbibliothekar in Wien ernannt. 
Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Marchtrenk Ignaz 
Brunner das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Franz Fichtner zum Statt⸗ 
haltereirath extra statum in Mähren ernannt. 5 

Seine Majeſtät haben dem Commiſſär der Wiener Polizeidirection Joſeph 
Wyslouzil das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur dritter Claſſe Joſeph Pegan das 
Ritterkreuz des Franz⸗Jofeph-Ordens verliehen. 
Seine Majeſtät haben in Wien dem Magiſtratsrathe Friedrich Rixner und 
den Stadtphyſikern Dr. Eduard Nuſſer und Dr. Franz Innhauſer das Ritter⸗ 
kreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens, ferner den Polizeibezirksärzten Dr. Leopold Hopf⸗ 
gartner, Dr. Iſidor Neumann, Dr. Ignaz Baßlinger, Dr. Otto Götz, 
Dr. Joſeph Ritter v. Kreutzenberg und Dr. Alexander Gol d, dann dem Pri⸗ 
mararzte im Bezirks⸗Krankenhauſe in Sechshaus Dr. Joſeph Müller und dem 
Secundararzte daſelbſt Dr. Franz Beyer das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. Außerdem dem Primararzte im Wiener allgemeinen Krankenhauſe Dr. 
Eugen Kolis ko, dann den l. f. Bezirksärzten Dr. Andreas Witlacil in Hernals, 
Dr. Moritz Mükiſſch in Sechshaus und Dr. Anton Grabacher in Krems die Aller— 
höchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. a Br 

Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſecretär Johann Meixner 
zum Bezirkshauptmann und den Miniſterialconcipiſten im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Olivier Marquis de Bacquehem zum Statthaltereiſecretär in 
Mähren ernannt. 1 e 8 

Der Finanzminiſter hat den Miniſterialconcipiſten des Reichs⸗Finanzmini⸗ 
ſteriums Dr. Raphael Eckardt zum Vierſecretär im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Vicedirectorsſtelle beim Hauptzollamte zu Prag 
dem Zoll- Oberamtsverwalter Anton Bergauer zu Bodenbach verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bezirkscommiſſär Friedrich Freih. v. Traut⸗ 
tenberg zum Miniſterialconcipiſten im Ackerbauminiſterium ernannt. 


Erledigungen. 


Finanzrathsſtelle bei der Finanzdirection in Laibach mit der ſiebenten, eine 
Finanzſecretärsſtelle und eine Finanz⸗Obercommiſſärsſtelle in der achten und eventuell 
eine Finanzeommiſſärsſtelle in der neunten und eine Finanzeoncipiſtenſtelle in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 10. Mai. (Amtsblatt Nr. 92.) 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle bei den Rechnungsdepartements des k. k. Ackerbau 
miniſteriums mit der eilften Rangsclaſſe, bis Ende Mai. (Amtsblatt Nr. 94.) 

Concipiſtenſtelle beim Innsbrucker Stadtmagiftrate mit 800 fl. Jahresgehalt 
nebſt 4 Quinquennalzulagen à 100 fl., bis 20. Mai. (Amtsblatt Nr. 85.) 

Bau- und Maſchinen⸗Elevenſtelle mit 500 fl. Adjutum bei dem Staatsberg⸗ 
werke zu Idria, bis 10. Mai. (Amtsblatt Nr. 87.) 
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